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Zunächst einmal möchte ich auf Jens Bergers Beitrag Staatsfinanzierung als Subvention des
Finanzsektors auf den NachDenkSeiten hinweisen. Darin zeigt er anhand der Unterschiede
zwischen Zentralbankleitzins und Marktzins die glänzenden Verdienstmöglichkeiten von privaten
Banken und deren Eigentümern. Der Niedergang Griechenlands sei ein prächtiges Geschäft für die
privat organisierte Finanzmarktbranche.

Für die Banken ist dies nicht nur ein relativ sicheres, sondern vor allem sehr
lukratives Geschäft. Das Geld für die Staatsanleihen leihen sie sich bei der EZB zum
Leitzins von 1,25%. Die gekauften Anleihen können sie dann bei der EZB als
Sicherheit hinterlegen, um sich für andere Finanzmarktgeschäfte frisches Geld zum
Leitzins zu leihen. Ohne nennenswerte Eigenleistung kassieren die Banken bei
diesem Geschäft somit die Differenz zwischen dem Leitzins und dem Nominalzins
der Staatsanleihe.

Das ist die Geschichte mit dem Dieb, der vor dem Haus, in das er eingebrochen ist, einen Stand
aufbaut und ganz legal die gestohlenen Gegenstände an den Eigentümer verkauft. Die Tatsache,
dass der Staat sich noch immer über die Finanzmärkte refinanziert, anstatt sich das Geld, das
schließlich ihm gehört (auf den Banknoten war noch nie das Konterfei von Josef Ackermann zu
sehen) bei seiner Zentralbank selbst zu besorgen, ist ein systemisches Problem, das die Frage
aufwirft, ob eine Volkswirtschaft überhaupt einen privaten Bankensektor braucht.

Die Frage steht deshalb auf der Tagesordnung, weil die Banken ihre Aufgabe, ein Diener der
Wirtschaft zu sein nicht erfüllen, sondern dem Zwang des freien Marktes unterliegen, sogar in den
größten Finanzkrisen sich ausschließlich den Bedürfnissen ihrer Eigentümer zuzuwenden, die
traumhafte Renditen für ihre Anteilsscheine einfordern. Dafür braucht es kriminelle Energie und
die nötige Größe, um über die demokratisch gewählten Abgeordneten des Souveräns verfügen zu
können.

Interessant ist natürlich der Gedanke, dass der Finanzmarkt im Grunde genommen auch nur eine
Privatisierung einer an sich öffentlichen Aufgabe darstellt, durch die vor allem einige Wenige
ständig profitieren und die große Mehrheit immer weiter verliert.

Man kann diesen Zustand vielleicht mit der Privatisierung der Altersvorsorge vergleichen. Die
gesetzliche Rentenversicherung ist unter dem Dach der Sozialversicherung organisiert und
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beinhaltet ein Umlagesystem, das, wenn man alle versicherungsfremden Leistungen abzieht, zu
jedem Zeitpunkt funktioniert. Es werden Beiträge eingenommen und Renten ausgezahlt. Der ganze
Vorgang kostet den Versicherten gerade einmal 0,5 Prozent seines Beitrags.

Nun wurde durch eine Reihe von Lügen behauptet, die gesetzliche Rente sei unsicher und müsse
durch private Altersvorsorgeprodukte zum Teil ersetzt werden. Nur hat sich am Vorgang selbst
überhaupt nichts geändert. Es gibt Menschen, die Beiträge einzahlen und Menschen, die eine Rente
erhalten. Das verfügbare Geld wird also genauso umgelegt wie in der gesetzlichen
Rentenversicherung. Es gibt nur einen Unterschied. Für die privaten Finanzdienstleister ist dieses
Geschäft mit umgeleiteten Beiträgen eine – wie hatte sich Carsten Maschmeyer so schön
ausgedrückt? – Ölquelle, die man nur anbohren müsse.

Der Grund sind die Provisionen und Kosten, die für solch ein privates Produkt vom Versicherten
bezahlt werden müssen. Für den nunmehr Kunden bedeutet das im Klartext, dass er statt die 0,5
Prozent, die ihm die gesetzliche Rentenversicherung von seinem Beitrag zur Deckung ihrer
Verwaltungskosten abzweigt, bei der privaten Assekuranz einen deutlich höheren Anteil zu tragen
hat. Wenn man die Riesterförderung herausrechnet, die ja letztlich vom Steuerzahler aufgebracht
werden muss, belaufen sich die Kosten privater Versicherer zwischen 10 und 40 Prozent des
Beitrags. Den günstigsten Anbieter finden sie dann unter großem Tamtam bei der Stiftung
Warentest und ihrem Ableger Finanztest.

Leider vergessen die Warentester und Verteidiger des Wettbewerbs immer wieder, darauf
hinzuweisen und aufzuführen, dass die gesetzliche Rentenversicherung als günstigster Anbieter
von allen, die sicherste Rendite verspricht, weil sie weder in riskante Aktien und Fonds noch in
bisher als sicher geltende Anlagen wie Staatsanleihen investiert, sondern einfach immer nur
umlegt, was an Beiträgen hereinkommt, die wiederum durch das Wachstum des Volkseinkommens
(BIP) und der Beschäftigungssituation insgesamt bestimmt werden.

Wächst die Volkswirtschaft, wachsen auch die Renten. Die Altersbezüge können aber nie über das
Maß hinaussteigen, das private Finanzdienstleister vorgaukeln müssen, um die Rentenlücken
wieder auffüllen zu können, die eine auf bewusste Zerstörung der Sozialsysteme ausgerichtete
Politik mit mutwillig herbeigeführten Rentenkürzungen erst gerissen hat.

Banken können mit ihren Erträgen nun auch nicht einfach so über das Maß hinaussteigen, als es
das Wachstum des Volkseinkommens zulässt. Wer das Gegenteil behauptet und in unverschämter
Weise Traumrenditen von beispielsweise 25 Prozent für seine Eigentümer verspricht und
tatsächlich auch erreicht, agiert kriminell. Nicht ohne Grund sitzt die Deutsche Bank in den USA,
ihrem Hauptspielfeld, was Investmentbanking angeht, auf der Anklagebank. Warum nicht hier?

Genauso wenig wie man Banken braucht, die riskante Spekulationsgeschäfte betreiben und
absichern, braucht man auch nicht deren Vertrauen, das die politischen Hampelmänner und Frauen,
nachdem sie so viele Milliarden Euros zur Rettung der Finanzinstitute verschleudert haben, wieder
zurückgewinnen wollen, damit sich Staaten wie Griechenland am Finanzmarkt, den es eben nicht
braucht, wieder selbst refinanzieren können.

Gestern hatte ich mit Blick auf Schäubles Forderung nach freiwilliger Beteiligung der Gläubiger
und deren Antwort, die Freiwilligkeit nur gegen Staatsgarantien eintauschen zu wollen, gefragt, ob
die Aufführung zur Verdummung der Massen eigentlich noch lächerlicher werden könne. Und sie
kann.
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Angesichts des Misserfolgs von Sparpaket Nummer 1 und in gleichzeitiger Erwartung von
Sparpaket Nummer 2, dessen Umsetzung nach dem gestrigen Vertrauensbeweis für
Ministerpräsident Papandreou wahrscheinlicher geworden ist, schlagen nun dieselben EU-
Finanzfachleute plus EU-Kommissionspräsident Barroso vor, der griechischen Wirtschaft mit einer
Art Konjunkturprogramm unter die Arme zu greifen. Also absurder geht es ja nun wirklich nicht
mehr. Erst macht man die Wirtschaft durch ein Sparprogramm kaputt, dann lässt man ein zweites
vorbereiten und gleichzeitig verkündet man, die kaputte Wirtschaft mit EU-Geldern stützen zu
wollen. An eine Milliarde hatte Barroso da übrigens gedacht.

Man muss sich das aber mal vorstellen. Die Rettung der Banken und eines kriminellen Systems, in
dem einige wenige profitieren, das von falschen Preisen, Zinsen und noch falscheren Ratings
bestimmt wird, in dem die Spekulation sämtliche Märkte erfasst zu haben scheint und gigantische
Summen aus der realen Wirtschaft gepresst werden, sei es durch das Bezahlen von falschen
Preisen oder durch das Begleichen der unvermeidlichen Verluste, diese Rettung der Interessen
Weniger hat Vorrang vor einer Volkswirtschaft, in der Millionen von Menschen leben.
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